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„Von der Bahre bis zur Wiege“
E erfährt, dass sie Krebs hat und sie bereits im terminalen Stadium ist, mithin nichts mehr für sie getan werden kann. Als ihre Schmerzen zudem unerträglich werden, teilt sie ihrem Ehemann M erschöpft, aber gefasst mit, dass sie die Entscheidung getroffen hat, ihr Leben in Würde und zu einem von ihr gewählten Zeitpunkt – am kommenden Sonntag – zu beenden und seine Hilfe brauche. Sie könne sich nicht selbst eine Nadel setzen, das wisse er, aber sie würde ihm die Hand halten und mit ihm das Gift eindrücken. 

M ist voller Mitleid für seine Frau und will ihren Wunsch erfüllen. Es geht ihm zwar auch durch den Kopf, dass er auf diese Weise Alleinerbe ihres Vermögens wird, was ihm angesichts seiner Spielschulden recht ist, aber er scheucht diesen Gedanken weg; darüber, so beruhigt er sich, kann er auch nach Ausführung noch nachdenken.

Als es an die konkrete Durchführung des Planes geht, kommt M seine heimliche Geliebte F zu Hilfe. Beide haben seit Jahren ein diskretes Verhältnis und F wartet seitdem ungeduldig auf ihre Zweisamkeit. Sie sieht nun endlich ihre Chance auf einen Neuanfang, eine eigene Familie und ihre Bedürfnisse gekommen. Sie redet M Mut zu, weil sie ihn endlich für sich alleine haben will und sie besorgt ihm zudem das Morphin PainlessSleep, das kaum nachweisbar und hochwirksam ist. Als M an besagtem Sonntag in E’s Zimmer tritt, bemerkt er, dass E schläfrig wirkt. E sagt ihm, dass sie sich freue, endlich gehen zu können und dennoch etwas nervös gewesen sei und daher kurz vorher ihr Schlafmittel eingenommen habe. M setzt die Spritze, E greift seine Hand und schläft dabei ein; da er sich an sein Versprechen und den letzten Willen des E gebunden fühlt, spritzt er ihr das Gift. E verstirbt.

Das Leben geht weiter, aber zum Leidwesen der F nicht so, wie geplant. Nach Beerdigung und erster Trauerzeit ist M von Reue und schlechtem Gewissen geplagt und schiebt die Verantwortung dafür auf seine Geliebte F. Sie streiten sich immer öfter, bis er sie eines Tages verlässt. Was er nicht weiß ist, dass sie schwanger von ihm ist.

F gerät daraufhin in tiefe Depressionen. In der 14. Schwangerschaftswoche beschließt sie, ihr Kind mit Hilfe einer bewussten Überdosierung der „Pille danach“, abzutreiben. Es setzen zwar Blutungen ein, aber sie bleibt schwanger.  

Als sie sich dessen bewusst wird, wird sie wieder rührselig und läuft M über Monate hinterher, doch er blockt ab und zeigt sich feindselig. Eines Tages ruft er ihr in der Wut sogar entgegen, er wünsche sich, sie würden alle seiner Frau in den Tod folgen – das wäre wirklich, was sie verdienen. 

Eines trüben Novemberabends weiß sich F dann keinen Rat mehr und will sich umbringen. Sie fährt in der Dunkelheit in entgegengesetzter Fahrtrichtung auf die mit mäßigem Verkehr frequentierte Autobahn und schaltet dann die Scheinwerfer aus, um einen Frontalzusammenstoß herbeizuführen. Sie will einfach nicht mehr leben, tritt nochmal das Gaspedal bis auf 150 km/h durch und legt ihren Todeszeitpunkt „in die Hände des Schicksals“ – womöglich geht ja bei dem Zusammenstoß noch ein „weiterer Looser wie ihr Ex-Freund drauf“, das wäre ihr nur recht. So fährt sie eine Weile, als sie plötzlich zum ersten Mal den Tritt ihres ungeborenen Kindes gegen die Bauchdecke verspürt. Dieses Ereignis verblüfft und rührt sie so sehr, dass sie die Selbstötungsabsicht aufgibt und die Scheinwerfer anschaltet, um von entgegenkommenden Autofahrern nunmehr gesehen werden zu können. Sie will gerade auf die Bremse treten, da ist es aber schon zu spät: der Fahrer (I1) des entgegenkommenden Pkw kann nicht mehr bremsen. Es kommt aufgrund des Anschaltens der Scheinwerfer zwar nicht zu einem Frontalzusammenstoß, aber der kollidierende Wagen kommt durch das plötzliche Herumreißen des Lenkrades von der Fahrbahn ab, überschlägt sich und I1 sowie der Beifahrer (I2) werden auf der Stelle getötet. Die beiden auf der Rückbank befindlichen Insassen (I3 und 4) werden lediglich schwer verletzt. Andere entgegenkommende Autos weichen in letzter Sekunde aus und verkeilen sich. 
F überlebt den Unfall. Sie bringt einige Monate später ein gesundes Kind zur Welt.
Strafbarkeit der Beteiligten? Straßenverkehrsdelikte (§§ 315 b ff. StGB) sind nicht zu prüfen.
Bitte beachten Sie: Dieser Sachverhalt steht zum Beginn der vorlesungsfreien Zeit ab Montag, 13. Februar 2017, 1430 Uhr, zum Download bereit.
Die Hausarbeit ist auf tintenfestem Papier (Format DIN A 4) anzufertigen und mit fortlaufenden Seitenzahlen zu versehen. Die maximale Seitenzahl beträgt 20 Seiten, wobei Deckblatt, Sachverhaltstext, Literaturverzeichnis und Gliederung nicht mitzuzählen sind. Das Gutachten ist wie folgt zu formatieren: Links oder rechts ist ein Drittel Rand zu lassen (7 cm), dazu ein Rand von 2,5 cm auf der gegenüberliegenden Seite. Oben und unten ist ein Rand von jeweils 2,5 cm einzuhalten. Für den laufenden Text muss Schriftgröße 12, Zeilenabstand 1,5 und Laufweite 100 % benutzt werden. In Fußnoten ist Schriftgröße 10, mit einfachem Zeilenabstand und Laufweite 100 % zu verwenden. Als Schriftart ist Times New Roman zu wählen. Die angegebenen Vorgaben sind Mindestgrößen, großzügigere Formatierungen sind erlaubt. Wer sich Vorteile zu verschaffen sucht, indem er die Formatvorgaben verletzt oder auf anderem Wege zu umgehen sucht (etwa mit nicht gebräuchlichen Abkürzungen oder Fließtext in den Fußnoten) oder die maximal zulässige Seitenzahl überschreitet, muss ggf. deutliche Punktabzüge hinnehmen (Gesichtspunkt der Prüfungsgerechtigkeit). 

Auf dem Deckblatt der Hausarbeit bitte angeben: Name, Vorname (bei insoweit nicht ganz eindeutigen Namen in Ihrem Interesse evtl. auch mit der Anrede „Herr“/„Frau“), vollständige Adresse, Studienbeginn und Fachsemesterzahl sowie Matrikelnummer. 

Die vollständige schriftliche Ausarbeitung ist am Dienstag, 4. April 2017, bis spätestens 12 Uhr s.t. ausschließlich in RuW 4.123 (Sekretariat des Lehrstuhls) abzugeben. Eine Einlieferung am Lehrstuhl per E-Mail ist nicht möglich, ein Zugang i.S.v. § 3a Abs. 1 HVwVfG nicht eröffnet. Maßgeblich ist allein der Eingang der Hausarbeit am Lehrstuhl und nicht ein etwaiger Poststempel oder sonstiger Eingangsnachweis im Fall der postalischen Zusendung oder Abgabe an einer der Posteinlaufstellen der Goethe-Universität. Für eine ordnungsgemäße Abgabe ist zudem innerhalb der Frist ein elektronisches Exemplar als PDF (.pdf), Word Dokument (.doc bzw .docx), OpenDokument (.odt) oder Rich-Text (.rtf) unter der bekannten Internetadresse im E-Center (http://www.jura.uni-frankfurt.de/43230317/E-Center) hochzuladen.

Es handelt es sich um eine nicht verlängerbare Ausschlussfrist. Weder Krankheit, technische Störfälle (insbesondere Computer- und Druckerprobleme und Widrigkeiten des ÖPNV), Streiks oder ähnliches vermögen eine verspätete Abgabe zu entschuldigen. Die Bearbeiter tragen das Risiko einer Fristversäumung selbst und haben die Möglichkeit, dem durch frühzeitige Abgabe am Lehrstuhl ab 10 Uhr s.t. oder ggf. in der Vorwoche zu den üblichen Bürozeiten (siehe www.jura.uni-frankfurt.de/jahn) zu begegnen. Die Hausarbeit ist so konzipiert, dass sie in drei Wochen geschrieben werden kann. 
Rückgabe: Die korrigierte und bewertete Hausarbeit wird während der Vorlesungszeit ab Dienstag, den 16. Mai 2017, 10 Uhr, im Sekretariat des Lehrstuhls Jahn (RuW 4.123) zurückgegeben, kann aber natürlich zu unseren Bürozeiten (siehe www.jura.uni-frankfurt.de/jahn) auch erst im weiteren Verlauf des Sommersemesters 2017 abgeholt werden. Eine ausführliche Lösungsskizze erhalten Sie ab dem Zeitpunkt der Rückgabe als Download über www.jura.uni-frankfurt.de/jahn im Untermenüpunkt „Lehre“. Mit Blick hierauf findet keine gesonderte Besprechungssitzung statt.

b.w.

Bei etwaigen Einwendungen gegen die Bewertung der Prüfungsleistung ist Folgendes zu beachten: Eine Remonstration setzt ernsthafte Bedenken gegen die Korrektur und Bewertung der Arbeit voraus. Unstimmigkeiten im Detail – insbesondere wegen der Formalia – genügen hierfür von vornherein nicht, da die Beno​tung stets von einer Gesamtbeurteilung abhängt, in die eine Fülle von Faktoren einfließen. Die Ge​wichtung der Faktoren unter- und gegeneinander ist prinzipiell Sache des Prüfers. 

Remonstrationen werden nur unter folgenden Voraussetzungen sachlich verbeschieden: 

1. Die Remonstration muss binnen einer Woche (§ 31 HVwVfG) nach dem Rückgabetermin der Hausarbeit schriftlich – nicht per E-Mail (ein Zugang i.S.v. § 3a Abs. 1 HVwVfG ist nicht eröffnet) – erhoben werden. Die jeweilige Bearbeitung (Klausur, Hausarbeit) ist als Anlage beizufügen.

2. Die Remonstration muss eine substantiierte Begründung der ernsthaften Bedenken enthalten. Die Begründung muss die angesprochenen Korrek​turmängel bezeichnen. Pauschale Kritik oder der global geäußerte Wunsch nach einer besseren Benotung genügen nicht. Es wird sich regelmäßig empfehlen, die Argumentation mit Hin​weisen auf Literatur und Rechtsprechung zu untermauern. Sachfremdes (etwa persönliche Lebensumstände, drohende Exmatrikulation, übrige Prüfungsleistungen etc.) stellt keine Begründung dar, sondern kann Unterschleif bedeuten (VGH Mannheim NJW 2007, 2875). 

3. Auf die nach der verwaltungsgerichtlichen Rechtsprechung grundsätzlich bestehende Möglichkeit der reformatio in peius (BVerwGE 109, 211 = NJW 2000, 1055 = JuS 2006, 926 [Hufen]) wird ausdrücklich hingewiesen.


